
  Schulbegleitung sichern
  Ein Handlungsleitfaden für Eltern in Hamburg

Dieser Leitfaden richtet sich an Eltern in Hamburg, deren Kind mit Förderbedarf bisher 
eine Schulbegleitung erhielt. Was tun, wenn sich diese Leistung zum Schuljahr 2026/27 in 
Qualität  oder  Quantität  zu  verschlechtern  droht?  Der  Leitfaden  zeigt,  wie  Sie  den 
aktuellen Stand aufklären, eine Verschlechterung erkennen und sich schnellstmöglich 
und rechtssicher wehren – konkret bezogen auf die Hamburger Verwaltungspraxis und 
das in Hamburg geltende Recht.

Stand: 24. Juni 2026   ·   Geltendes Recht zum Redaktionsschluss

Wichtiger Hinweis. Dieser Leitfaden bietet eine allgemeine Orientierung und ersetzt keine 
individuelle Rechtsberatung. Ob und wie die beschriebenen Schritte in Ihrem Fall greifen, 
hängt von den konkreten Umständen ab. Die rechtliche Lage zur Schulbegleitung ist in 
Teilen noch nicht abschließend geklärt; entsprechende Unsicherheiten sind im Text 
gekennzeichnet.
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Das Wichtigste in Kürze

Erst der Status, dann die Wehr. In Hamburg läuft Schulbegleitung häufig ohne förmlichen 
Bescheid an die Eltern. Die erste Frage ist deshalb nicht „Was wurde gekürzt?“, sondern 
„Habe ich überhaupt einen Bescheid – und auf welcher Grundlage?“. Wer einen eigenen 
Antrag auf Eingliederungshilfe stellt, erzwingt einen anfechtbaren Bescheid und damit erst 
den wirksamen Rechtsschutz.

Die nächsten Tage zählen. Die Hamburger Sommerferien dauern vom 9. Juli bis 19. 
August 2026, das neue Schuljahr beginnt am 20. August 2026. Verschlechterungen werden 
typischerweise am Schuljahresübergang umgesetzt – oft, ohne dass Eltern aktiv informiert 
werden. Stellen Sie die Weichen möglichst vor den Ferien, sonst entscheidet die Behörde 
faktisch über den Sommer.

Sechs Schritte für den Einstieg:

1. Klären Sie: Haben Sie je einen schriftlichen Bescheid über die Schulbegleitung erhalten – 
von wem, mit welchem Inhalt, befristet bis wann?

2. Fragen Sie schriftlich nach und beantragen Sie Akteneinsicht (§ 25 SGB X) sowie 
Datenauskunft (Art. 15 DSGVO).

3. Stellen Sie einen eigenen Antrag auf Eingliederungshilfe (§§ 99, 112 SGB IX) und 
verlangen Sie ausdrücklich einen rechtsmittelfähigen Bescheid.

4. Sichern Sie Beweise: aktuelle fachärztliche und sonderpädagogische Gutachten, 
Förderpläne und das Tätigkeitsprofil der bisherigen Begleitung.

5. Liegt ein absenkender Bescheid vor: Widerspruch binnen eines Monats. Der Widerspruch 
hat regelmäßig aufschiebende Wirkung (§ 86a SGG) und sichert vorläufig das bisherige 
Niveau.

6. Droht ohne Bescheid ein akuter Verlust: Eilantrag auf einstweilige Anordnung (§ 86b Abs. 
2 SGG) beim Sozialgericht Hamburg.

1. Erststatus klären – die Vorfrage vor allem anderen

Kernbotschaft. Bevor Sie sich gegen eine Verschlechterung wehren können, müssen Sie 
wissen, auf welcher rechtlichen Grundlage die Begleitung bisher läuft – und ob es überhaupt 
einen Bescheid gibt.

Das Hamburger Doppelsystem

Schulbegleitung  wird  in  Hamburg  regelhaft  über  das  Schulgesetz  (§  12  HmbSG)  als 
„Integrationsleistung“ organisiert. Das ist ein schulinternes Steuerungsverfahren zwischen Schule 
und Behörde – die Eltern erhalten dabei in der Regel keinen Bescheid und haben „in der Regel  
keine Rechtsmittel“.  Genau das ist die rechtsmittelfreie Grauzone, in der viele Familien sich 
befinden, ohne es zu wissen.

Daneben besteht ein eigenes elterliches Antragsverfahren auf Eingliederungshilfe (§§ 99, 
112 SGB IX). Stellen Sie diesen Antrag selbst, ist die schulrechtliche Lösung nicht vorrangig, und 
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die Entscheidung wird Ihnen per rechtsmittelfähigem Bescheid mitgeteilt. Zuständig ist innerhalb 
der Behörde für Schule, Familie und Berufsbildung (BSFB) die Abteilung B 4 – Inklusive Bildung.

Welcher Weg gilt für Ihr Kind?

Bei geistiger oder körperlich-motorischer Behinderung greift die Eingliederungshilfe nach § 
112 SGB IX (Zuständigkeit  BSFB, Rechtsweg zum Sozialgericht  Hamburg).  Bei  seelischer 
Behinderung ist die Jugendhilfe nach § 35a SGB VIII einschlägig (Rechtsweg in der Regel zum 
Verwaltungsgericht). Welche Grundlage gilt, richtet sich nach dem konkreten Bedarf Ihres Kindes 
– im Zweifel lassen Sie das fachlich klären.

Leitfrage an Sie selbst: „Habe ich je einen schriftlichen Bescheid erhalten – von wem, mit 
welchem Inhalt, und bis wann ist er befristet?“ Lautet die Antwort „nein“, ist das die 
wichtigste Information überhaupt: Dann gibt es rechtlich (noch) nichts, dessen 
Verschlechterung Sie anfechten könnten – der erste Schritt ist, einen Bescheid zu erwirken.

So klären Sie den Status auf

– Schriftliche Statusanfrage bei der zuständigen Stelle (bei geistiger/körperlich-motorischer 
Behinderung: BSFB, Abteilung B 4; bei psychosozialem Bedarf: das zuständige ReBBZ).

– Akteneinsicht (§ 25 SGB X) und Datenauskunft (Art. 15 DSGVO): So erfahren Sie 
Förderpläne, die bisherige Bewilligungspraxis und etwaige interne Umstellungspläne – und 
ob nicht doch ein bestandskräftiger Bescheid existiert.

– Kurze Frist setzen: Bitten Sie um schriftliche Antwort binnen einer angemessenen kurzen 
Frist (z. B. eine Woche, spätestens bis [Datum vor Ferienbeginn]). Verweisen Sie auf den 
Schuljahresbeginn am 20. August 2026 und kündigen Sie an, bei fruchtlosem Fristablauf 
gerichtlichen Eilrechtsschutz zu prüfen.

Günstige Wendung möglich: Falls die Akteneinsicht zeigt, dass es bereits einen 
bestandskräftigen Bescheid über die 1:1-Leistung gibt, ist Ihre Position stark: Eine 
Herabsetzung wäre dann nur bei wesentlicher Änderung der Verhältnisse zulässig (§ 48 
SGB X) – reiner Sparwille genügt nicht.

2. Eine Verschlechterung erkennen – Qualität und Quantität

Kernbotschaft. Eine Verschlechterung zeigt sich nicht nur in weniger Stunden, sondern 
auch in geringerer Qualifikation, geteilter Aufmerksamkeit und wechselndem Personal. 
Fragen Sie beide Dimensionen aktiv ab.

Quantität

Maßgeblich sind der bewilligte Stundenumfang und die Frage, ob die Begleitung weiterhin als 
personengebundene 1:1-Hilfe  erbracht  wird  oder  in  einen  Pool  überführt  wird,  in  dem sich 
mehrere Kinder eine Kraft teilen. Achten Sie auf den Betreuungsschlüssel (1:2, 1:3 …) und 
darauf, in welchen Situationen Ihr Kind dann tatsächlich allein ist.

Qualität

Hamburg arbeitet mit vier Qualifikationsstufen: Stufe 1 (Freiwilligendienst-Kräfte, FSJ/BFD), Stufe 
2 (sozial erfahrene Kräfte), Stufe 3 (pädagogisches Fachpersonal wie Erzieherinnen/Erzieher 
oder qualifizierte Pflegefachkräfte) und Stufe 4 (Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen, FH). Die 
unteren  Stufen  werden  eher  schulbezogen  und  im  Pool  eingesetzt,  die  höheren 
personengebunden für spezifischen Bedarf. Wird eine qualifizierte 1:1-Fachkraft (Stufe 3 oder 4) 
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durch eine Kraft niedrigerer Qualifikation oder eine Pool-Kraft ersetzt, ist das ein qualitativer 
Eingriff – auch wenn die Stundenzahl auf dem Papier gleich bleibt. Achten Sie außerdem auf 
personelle Kontinuität: Häufig wechselnde Begleitkräfte bedeuten Beziehungsabbrüche.

Die verdeckte Verschlechterung am Schuljahresübergang

Bewilligungen sind oft bis zum Schuljahresende befristet und müssen für das neue Schuljahr neu 
beantragt oder weiterbewilligt werden. Genau an dieser Nahtstelle wird verdeckt abgesenkt – 
nicht durch eine sichtbare Kürzung, sondern dadurch, dass die bisherige Versorgung schlicht 
nicht in gleicher Form fortgeschrieben wird.

Zeitlicher Rahmen 2026: Sommerferien 9. Juli bis 19. August 2026, Schuljahresbeginn 20. 
August 2026. Klären Sie Befristung und Folgebewilligung vor den Ferien – nach 
Ferienbeginn ist die Behörde nur noch eingeschränkt erreichbar, und die Umstellung wird mit 
dem ersten Schultag wirksam. Setzen Sie Behörde und Schule jetzt kurze schriftliche 
Fristen, um noch vor den Ferien Klarheit zu schaffen.

3. Warum die 1:1-Begleitung rechtlich geschützt ist

Kernbotschaft. Eine bestehende, bedarfsgerechte 1:1-Begleitung darf nicht allein aus 
Kostengründen oder zur Auslastung eines Pools abgesenkt werden. Die folgenden vier 
Säulen tragen Ihre Position.

a) Die Kernbereichsdoktrin

Die Schule schuldet selbst nur den engen „Kernbereich pädagogischer Tätigkeit“ – das Planen, 
Vermitteln und Bewerten des Unterrichts. Alle begleitenden, beaufsichtigenden und fördernden 
Assistenzdienste,  die Ihr  Kind erst  in  die Lage versetzen,  am Unterricht  teilzunehmen, sind 
dagegen Eingliederungshilfe. Dieser Kernbereich ist bundeseinheitlich eng zu verstehen und gilt 
für Förderschulen genauso wie für Regelschulen (BSG, B 8 SO 2/18 R; B 8 SO 8/15 R) – und 
damit auch an den Hamburger Förder- und Sonderschulen.

Was das für Sie bedeutet: Das Argument „An der Förderschule macht das die Schule 
schon selbst“ trägt rechtlich nicht.

b) Das Faktizitätsprinzip

Solange und soweit  die Schule den Bedarf  tatsächlich nicht  deckt,  bleibt  der Anspruch auf 
Eingliederungshilfe  bestehen  –  unabhängig  davon,  ob  die  Schule  rechtlich  zur  Deckung 
verpflichtet wäre.

Was das für Sie bedeutet: Personalmangel, unbesetzte Pool-Stellen oder leere 
Versprechen der Schule entlasten die Behörde nicht.

c) Pool nur bei Zumutbarkeit – und auf Wunsch

Die gemeinsame Inanspruchnahme („Poolen“) ist nur zulässig, soweit sie im Einzelfall zumutbar 
ist und den individuellen Bedarf deckt (§ 116 Abs. 2, § 112 Abs. 4, § 104 SGB IX). Das Gesetz 
versteht das Poolen als Wahlrecht der Berechtigten, nicht als Zwangsinstrument des Trägers; die 
Zumutbarkeit  ist  objektiv  im  Gesamtplanverfahren  festzustellen.  Auch  das  Wunsch-  und 
Wahlrecht (§§ 8, 104 SGB IX) schützt Sie.

Was das für Sie bedeutet: Ein verordneter Zwangspool, der den Bedarf Ihres Kindes nicht 
deckt, ist unzulässig.
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d) Bestandsschutz bei unverändertem Bedarf

Ein  einmal  festgestellter,  bewilligter  Bedarf  darf  nur  herabgesetzt  werden,  wenn  sich  die 
tatsächlichen Verhältnisse wesentlich geändert haben (§ 48 SGB X).  Der bloße Wunsch zu 
sparen oder ein neues Pool-Modell auszulasten ist keine solche Änderung.

Was das für Sie bedeutet: Hat sich der Bedarf Ihres Kindes nicht verringert, fehlt die 
rechtliche Grundlage für eine Kürzung.

Der Streit verschiebt sich auf die Beweisebene

Weil  die  Rechtslage  günstig  ist,  wird  die  Auseinandersetzung  in  der  Praxis  auf  der 
Tatsachenebene entschieden:  Es kommt darauf  an,  ob der individuelle Bedarf  im Pool  real 
ungedeckt bleibt. Entscheidend sind deshalb aussagekräftige Gutachten, Förderpläne und ein 
dokumentiertes Tätigkeitsprofil der bisherigen Begleitung.

Ehrlicher Vorbehalt: Veröffentlichte höchstrichterliche Rechtsprechung, die „Pool 
unzumutbar – also 1:1“ unter dem neuen Recht (seit 2020) im Einzelfall durchexerziert, ist 
noch dünn. Die Erfolgsaussichten sind gut, aber nicht garantiert; die Zumutbarkeits- und 
Bedarfsprüfung ist einzelfall- und gutachtenabhängig.

4. Handlungsplan – nach Szenario

Kernbotschaft. Welcher Weg richtig ist, hängt entscheidend davon ab, ob ein Bescheid 
vorliegt. Klären Sie deshalb zuerst Abschnitt 1.

Szenario A – es liegt ein absenkender oder ablehnender Bescheid vor

– Widerspruch binnen eines Monats einlegen (§ 84 SGG). Die Frist ist die wichtigste 
Größe – versäumen Sie sie nicht.

– Aufschiebende Wirkung nutzen (§ 86a SGG): Der Widerspruch hat im Regelfall 
aufschiebende Wirkung. Das heißt: Das bisherige Leistungsniveau läuft während des 
Verfahrens weiter und darf nicht vollzogen werden. Das ist der wirksamste Soforthebel – er 
greift aber nur, wenn ein Bescheid existiert.

– Bei angeordnetem Sofortvollzug: Antrag auf Anordnung/Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung (§ 86b Abs. 1 SGG).

Wichtig: Die aufschiebende Wirkung hilft nur, wenn ein noch laufender Bescheid aktiv 
gekürzt wird. Läuft eine befristete Bewilligung regulär zum Schuljahresende aus und fällt der  
Folgeantrag schlechter aus, sichert der Widerspruch den bisherigen Umfang nicht – dann ist  
der Eilantrag (§ 86b Abs. 2 SGG) der richtige Weg.

Szenario B – kein Bescheid, nur faktische Verschlechterung oder Pool-
Umstellung

– Förmlichen Antrag auf Eingliederungshilfe stellen (§§ 99, 112 SGB IX) und ausdrücklich 
einen rechtsmittelfähigen Bescheid verlangen. Damit verlassen Sie die Grauzone und 
zwingen die Behörde zu einer anfechtbaren Entscheidung.

– Bei Untätigkeit (§ 88 SGG): Sechs Monate nach dem Antrag (bzw. drei Monate nach einem 
Widerspruch) können Sie Untätigkeitsklage erheben.
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– Bei drohendem akutem Verlust: einstweilige Anordnung (§ 86b Abs. 2 SGG). Sie 
müssen den Anspruch (Bedarf, im Pool nicht deckbar) und die Eilbedürftigkeit (drohender, 
nicht nachholbarer Teilhabeverlust) glaubhaft machen.

In beiden Szenarien

– Beweissicherung: aktuelle fachärztliche und sonderpädagogische Gutachten, 
Förderpläne, ein Katalog des Tätigkeitsprofils der bisherigen Begleitung und eine 
schriftliche Bestätigung der Lehrkräfte, dass sie die Lerninhalte selbst verantworten.

– Akteneinsicht beantragen und alles schriftlich führen – mündliche Zusagen nicht 
akzeptieren.

– Fristen setzen: Versehen Sie Anfragen und Anträge mit einer kurzen, angemessenen Frist 
und weisen Sie auf die Eilbedürftigkeit wegen des Schuljahresbeginns hin. Reagiert die 
Behörde nicht rechtzeitig, bereiten Sie – statt langen Zuwartens – den Eilantrag (§ 86b 
Abs. 2 SGG) vor.

Praktisches zum Verfahren

Zuständig ist die Abteilung B 4 der BSFB; das Verfahren läuft vor dem Sozialgericht Hamburg 
und  ist  für  Leistungsberechtigte  gerichtskostenfrei (§  183  SGG).  Der  parallele 
Verwaltungsrechtsweg (§ 123 VwGO, Verwaltungsgericht Hamburg) ist nur ein Notanker, falls die 
Behörde  sich  ausschließlich  auf  das  Schulgesetz  beruft.  Der  Sozialrechtsweg  ist  meist 
vorzugswürdig:  kostenfrei,  gerichtet  auf  einen  starken  bundesrechtlichen  Anspruch  und  mit 
Amtsermittlung zugunsten des Kindes.

Brauche ich anwaltliche Hilfe? Vor dem Sozialgericht Hamburg besteht kein Anwaltszwang – 
Antrag, Widerspruch und auch den Eilantrag können Sie selbst stellen (§ 73 SGG); zwingend ist 
eine Vertretung erst beim Bundessozialgericht. Bei einem Eilverfahren mit Gutachtenfragen ist 
fachkundige  Unterstützung  aber  oft  ratsam.  Die  Kosten  lassen  sich  abfedern:  für  die 
außergerichtliche  Beratung  über  Beratungshilfe  (Antrag  beim  Amtsgericht),  für  das 
Gerichtsverfahren über Prozesskostenhilfe (§ 73a SGG); das sozialgerichtliche Verfahren selbst 
ist für Sie ohnehin gerichtskostenfrei (§ 183 SGG). Eine auf Sozialrecht spezialisierte Anwältin 
oder  einen Anwalt  finden Sie über  die Anwaltssuche der  Rechtsanwaltskammer;  eine erste 
Orientierung bieten auch EUTB und Verfahrenslotse.

Eilantrag  auch  ohne  eigenes  Schriftstück.  Sie  müssen  den  Eilantrag  nicht  selbst 
ausformulieren: Sie können ihn bei  der Rechtsantragstelle des Sozialgerichts Hamburg „zur 
Niederschrift“ erklären. Das heißt, Sie schildern Ihr Anliegen persönlich, und die Geschäftsstelle 
nimmt es zu Protokoll und bringt es in die richtige Form (§ 90 SGG). Das senkt die Hürde gerade 
in der knappen Zeit vor Schuljahresbeginn. Bringen Sie alle Nachweise mit (Atteste, Gutachten, 
Förderpläne) – den Bedarf müssen Sie selbst glaubhaft machen.

Praxistipp: Eilanträge scheitern häufig nicht am Recht, sondern an lückenhaftem Nachweis.  
Legen Sie sämtliche Gutachten, Atteste und Stellungnahmen von Anfang an dem Antrag bei  
– nicht erst auf Nachfrage des Gerichts.
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5. Vorausschauend absichern: die geplante Bundesreform (1. 
KJHSRG)

Kernbotschaft. Eine geplante Reform könnte ab 2028 den Einzelanspruch zugunsten 
kollektiver Pool-Angebote zurückdrängen. Ein heute per Bescheid dokumentierter Bedarf 
lässt sich später deutlich leichter verteidigen.

Das zuständige Bundesministerium hat am 23. März 2026 einen Referentenentwurf eines Ersten 
Kinder-  und  Jugendhilfestrukturreformgesetzes  vorgelegt.  Er  würde  ab  2028  eine 
„infrastrukturelle Bildungsassistenz“ (§ 35d Abs. 4, § 80a SGB VIII-E) einführen, die den Bedarf 
vorrangig über kollektive Pool-Angebote decken soll; ein individueller Einzelanspruch soll nur 
noch ausnahmsweise bestehen. Das ist bislang nur ein Entwurf und nicht geltendes Recht. 
Er ist heftig umstritten – verstärkt aber die Empfehlung, den Individualbedarf jetzt, solange das 
geltende, individualfreundliche Recht greift, bescheidfest und gutachterlich zu dokumentieren.

Kein Grund zur Panik: Bis zu einem etwaigen Inkrafttreten gilt die heutige Rechtslage 
uneingeschränkt. Ein jetzt erlangter, bestandskräftiger Bescheid wirkt wie ein Schutzschild 
für den Übergang.

In Hamburg ist diese Stoßrichtung organisatorisch bereits angelegt: Zum 1. Juli 2025 wurde die 
Jugendhilfe  in  die  Schulbehörde  eingegliedert  (seither  „Behörde  für  Schule,  Familie  und 
Berufsbildung“, BSFB). Das unterstreicht, warum es sich lohnt, den Individualbedarf Ihres Kindes 
schon jetzt in Hamburg bescheidfest zu dokumentieren.
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Anhang – Werkzeuge zum Sofort-Gebrauch

Checkliste 1: Status klären

  ☐ Habe ich je einen schriftlichen Bescheid über die Schulbegleitung erhalten?

  ☐ Von welcher Stelle stammt er (BSFB / ReBBZ / Jugendamt)?

  ☐ Auf welcher Rechtsgrundlage beruht er (§ 112 SGB IX / § 35a SGB VIII / § 12 HmbSG)?

  ☐ Welchen Umfang nennt er (Stunden, 1:1 oder Pool, Qualifikationsstufe)?

  ☐ Bis wann ist er befristet – und ist ein Folgeantrag gestellt/beschieden?

  ☐ Habe ich Akteneinsicht (§ 25 SGB X) und Datenauskunft (Art. 15 DSGVO) beantragt?

Checkliste 2: Verschlechterung erkennen

Quantität

  ☐ Weniger bewilligte Stunden als bisher?

  ☐ Wechsel von 1:1 auf Pool / geteilte Begleitung (welcher Schlüssel)?

  ☐ In welchen Situationen ist mein Kind künftig ohne Begleitung?

Qualität

  ☐ Niedrigere Qualifikationsstufe (z. B. FSJ-Kraft statt Fachkraft)?

  ☐ Wechselndes statt durchgehend dasselbe Begleitpersonal?

  ☐ Begründet die Behörde die Änderung mit dem Bedarf – oder nur mit Organisation/Kosten?

Entscheidungsbaum: Welcher Weg?

Ihre Situation Ihr Weg

Es gibt einen absenkenden 
oder ablehnenden Bescheid

Widerspruch binnen 1 Monat (§ 84 SGG); 
aufschiebende Wirkung (§ 86a SGG) sichert vorläufig 
das bisherige Niveau. Bei Sofortvollzug Eilantrag § 86b 
Abs. 1 SGG.

Keine Information, ob ein 
Bescheid existiert

Statusanfrage + Akteneinsicht (§ 25 SGB X); zugleich 
vorsorglich EGH-Antrag (§§ 99, 112 SGB IX) stellen.

Kein Bescheid, aber faktische 
Verschlechterung / Pool

Förmlichen EGH-Antrag stellen, Bescheid verlangen. 
Untätigkeit: § 88 SGG. Drohender Verlust: Eilantrag § 
86b Abs. 2 SGG.

Bedarf unverändert, Behörde 
will dennoch kürzen

Auf Bestandsschutz und „keine wesentliche Änderung“ 
(§ 48 SGB X) stützen; Bedarf gutachterlich belegen.

Fristen- und Zeitplan 2026

Schulbegleitung sichern · Handlungsleitfaden für Eltern in Hamburg · Stand Juni 2026 Seite 9



Zeitpunkt Was zu tun ist

sofort (diese Woche)
Schriftliche Anfrage, Akteneinsicht und EGH-Antrag 
absenden – mit kurzer Antwortfrist an Behörde/Schule (z. B. 
1 Woche, spätestens bis [Datum]).

bis Anfang Juli 2026
Alle Anträge gestellt und Status geklärt haben – noch vor 
den Ferien.

9. Juli – 19. August 2026
Hamburger Sommerferien; die Behörde entscheidet faktisch 
über den Übergang.

20. August 2026
Schuljahresbeginn 2026/27 – ab jetzt zeigt sich die 
tatsächliche Ausstattung.

bei fruchtlosem Fristablauf
ohne weiteres Zuwarten Eilantrag (§ 86b Abs. 2 SGG) beim 
Sozialgericht Hamburg prüfen, damit möglichst vor 
Schuljahresbeginn entschieden wird.

1 Monat ab Bescheid Widerspruchsfrist (§ 84 SGG) – unbedingt einhalten.

6 Monate ab Antrag / 3 ab 
Widerspruch

frühestens Untätigkeitsklage (§ 88 SGG).

Musterschreiben

Die folgenden Vorlagen sind Bausteine. Passen Sie die Platzhalter [in eckigen Klammern] an und 
ergänzen Sie Ihren konkreten Sachverhalt.

A) Statusanfrage, Akteneinsicht und vorsorglicher Antrag (ein Schreiben)

[Absender: Name, Anschrift]    [Ort, Datum]

An die Behörde für Schule, Familie und Berufsbildung (BSFB), Abteilung B 4 – Inklusive Bildung 
[Anschrift]

Betreff: Schulbegleitung für [Name des Kindes, geb. am …] – Statusanfrage, Akteneinsicht und 
Antrag auf Eingliederungshilfe

Sehr geehrte Damen und Herren,

unser/mein Kind erhält seit [Zeitraum] an der [Schule] eine Schulbegleitung. Wir bitten um Mitteilung, auf 
welcher Rechtsgrundlage diese Leistung gewährt wird, in welchem Umfang und welcher 
Qualifikationsstufe sie bewilligt ist und bis wann eine etwaige Bewilligung befristet ist.

Soweit ein Bescheid ergangen ist, bitten wir um Übersendung einer Kopie. Zugleich beantragen wir 
Akteneinsicht nach § 25 SGB X sowie Auskunft nach Art. 15 DSGVO über alle zu unserem Kind 
gespeicherten Daten.

Vorsorglich und fristwahrend stellen wir hiermit einen Antrag auf Eingliederungshilfe in Form einer 
personenbezogenen Schulbegleitung nach §§ 99, 112 SGB IX für das Schuljahr 2026/27 und bitten um 
einen rechtsmittelfähigen Bescheid.

Wir bitten um Rückmeldung bis zum [Datum, ca. eine Woche]. Wegen der Sommerferien (9. Juli bis 19. 
August 2026) und des Schuljahresbeginns am 20. August 2026 ist die Angelegenheit eilbedürftig; nach 
fruchtlosem Fristablauf behalten wir uns vor, gerichtlichen Eilrechtsschutz (§ 86b Abs. 2 SGG) in Anspruch 
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zu nehmen.

Mit freundlichen Grüßen

[Unterschrift]

B) Förmlicher Antrag auf Eingliederungshilfe (§§ 99, 112 SGB IX)

[Absender]    [Ort, Datum]

An die BSFB, Abteilung B 4 – Inklusive Bildung [Anschrift]

Betreff: Antrag auf Eingliederungshilfe – Schulbegleitung (1:1) nach §§ 99, 112 SGB IX für [Name 
des Kindes]

Sehr geehrte Damen und Herren,

für unser/mein Kind [Name, geb. …] beantragen wir Eingliederungshilfe in Form einer personenbezogenen 
Schulbegleitung (1:1) im bisherigen Umfang von [Stunden] für das Schuljahr 2026/27. Der individuelle 
Unterstützungsbedarf besteht unverändert fort; eine Deckung im Rahmen eines Pools ist nach fachlicher 
Einschätzung nicht bedarfsdeckend möglich.

Zur Begründung verweisen wir auf die beigefügten Unterlagen [fachärztliches Gutachten, 
sonderpädagogische Stellungnahme, Förderpläne, Tätigkeitsprofil der bisherigen Begleitung].

Wir bitten um Durchführung des Gesamtplanverfahrens und um einen rechtsmittelfähigen Bescheid. Eine 
ausschließliche Verweisung auf eine schulinterne Lösung nach § 12 HmbSG genügt dem Anspruch auf 
Teilhabeleistungen nicht.

Angesichts des Schuljahresbeginns am 20. August 2026 bitten wir um Entscheidung bis spätestens 
[Datum]. Sollte bis dahin kein Bescheid ergehen, werden wir einstweiligen Rechtsschutz (§ 86b Abs. 2 
SGG) in Anspruch nehmen.

Mit freundlichen Grüßen

[Unterschrift]   ·   Anlagen: [Liste]

C) Widerspruch gegen einen absenkenden Bescheid

[Absender]    [Ort, Datum]

An [erlassende Stelle / BSFB] [Anschrift]

Betreff: Widerspruch gegen den Bescheid vom [Datum], Az. [Aktenzeichen] – Schulbegleitung für 
[Name des Kindes]

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den o. g. Bescheid legen wir hiermit fristgerecht Widerspruch ein. Der bisherige, bedarfsgerechte 
Umfang der 1:1-Schulbegleitung ist beizubehalten.

Eine wesentliche Änderung der Verhältnisse i. S. d. § 48 SGB X liegt nicht vor; der Bedarf unseres Kindes 
ist unverändert. Eine Herabsetzung allein aus organisatorischen oder fiskalischen Gründen ist unzulässig. 
Wir weisen darauf hin, dass dem Widerspruch aufschiebende Wirkung zukommt (§ 86a SGG); die 
bisherige Versorgung ist daher bis zur Entscheidung fortzuführen.

Wir bitten um schriftliche Bestätigung bis zum [Datum], dass die bisherige Versorgung unverändert 
fortgeführt wird.

Eine Begründung sowie weitere Nachweise reichen wir nach. Um Eingangsbestätigung wird gebeten.
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Mit freundlichen Grüßen

[Unterschrift]

Wo Sie Unterstützung finden

– Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung (EUTB): kostenlose, trägerunabhängige 
Beratung zu Teilhabe- und Eingliederungshilfeleistungen, in Hamburg an mehreren 
Standorten.

– Verfahrenslotse (§ 32 SGB IX): unterstützt bei Antrag und Verfahren gegenüber dem 
Träger.

– Beratungsstellen und Selbsthilfe in Hamburg sowie auf das Sozialrecht spezialisierte 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte.

– Rechtsantragstelle des Sozialgerichts Hamburg: nimmt Anträge und Eilanträge zur 
Niederschrift auf und bringt sie in die richtige Form.

– Beratungshilfe und Prozesskostenhilfe: staatliche Kostenübernahme für Beratung 
(Antrag beim Amtsgericht) und gerichtliche Vertretung (§ 73a SGG) bei geringem 
Einkommen.

Hinweise und Vorbehalte

Dieser Leitfaden ist eine allgemeine Orientierungshilfe und ausdrücklich keine Rechtsberatung. 
Er soll betroffenen Eltern eine erste Hilfestellung geben und das eigene Vorgehen erleichtern, 
kann und will eine auf den Einzelfall bezogene rechtliche Beratung jedoch nicht ersetzen. Ob und 
wie die beschriebenen Schritte in Ihrem Fall greifen, hängt von den konkreten Umständen ab; im 
Zweifel sollten Sie fachkundigen Rat einholen – etwa bei einer Beratungsstelle, der EUTB oder 
einer auf Sozialrecht spezialisierten Anwältin bzw. einem Anwalt.

Die Rechtsprechung zur Frage „Pool unzumutbar – also 1:1“ ist unter dem seit 2020 geltenden 
Recht  noch  nicht  in  großer  Dichte  vorhanden;  vieles  stützt  sich  auf  Gesetzeswortlaut, 
höchstrichterliche  Grundsätze  und  Fachpositionen.  Ob  die  aufschiebende  Wirkung  eines 
Widerspruchs im Einzelfall eingreift, ist gesondert zu prüfen. Welche Rechtsgrundlage (§ 112 
SGB IX oder § 35a SGB VIII) und welcher Rechtsweg gilt, richtet sich nach dem Bedarf des 
Kindes. Maßgebliche Schriftstücke und Aktenzeichen sollten vor einer förmlichen Verwendung 
anhand der Originalquellen überprüft werden.

Rechtsstand: 24. Juni 2026.
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